
10 Freitag, 12. Juni 2026

Politik & Wirtschaft

Valérie Favre Accola am Bahnhof Chur. Die SVPlerin eilt für ihren Wahlkampf von Termin zu Termin. Foto: Moritz Hager

Sabrina Bundi

«Valérie. Nur Valérie.» So steht
es auf denWahlplakaten in Grau-
bünden. Der Vorname reicht, die
Bündnerinnen und Bündnerwis-
sen,wer gemeint ist.Manmag sie,
oder man mag sie nicht – aber
man kennt Valérie Favre Accola:
als SVP-Politikerin, amtierende
Standespräsidentin, Grossrätin
und Davoser Statthalterin. Den
Nachnamenbrauchtesnichtmehr.
Ebenso wenig den Zusatz «die
Frauvon Skilegende PaulAccola».

«Ich fand es auch persönli-
cher, nur den Vornamen auf das
Plakat zu schreiben», sagt Favre
Accola. «Wie im Sport, da nennen
sich auch alle beim Vornamen.»

Die Sportwelt kennt die
53-Jährige als ehemalige Skifah-
rerin, Präsidentin des Unihockey
teams Iron Marmots und Ge-
schäftsführerin der Paul-Accola-
Stiftung für Sportnachwuchs.

Ausdauer braucht sie im Mo-
ment aber auch abseits von Spiel-
feldern und Pisten: Ihr Termin-
kalender gleicht einem Inter-
valltraining. Den Kaffee mit der
Reporterin quetscht sie in den
frühen Morgen. Sie eilt von Auf-
tritt zu Sitzung zu Podium.Wahl-
kampf eben.

MehrWohnraum für
Einheimische, wenigerWölfe
Valérie Favre Accola soll die SVP
Graubünden von ihrem wohl
grösstenTrauma befreien. Sie soll
das schaffen,woran drei Männer
vor ihr viermal gescheitert sind.
RomanHug 2022,Walter Schlegel
2018,Heinz Brand 2014 und 2010.

Die Davoserin soll den Sitz in
der fünfköpfigen Bündner Exe
kutive zurückerobern, den die
SVP 2008 verloren hat. Indem
Eveline Widmer-Schlumpf in
den Bundesrat wechselte und
ihre Kantonalpartei von der SVP
Schweiz rausgeworfen wurde –
weil Widmer-Schlumpf in Bern
Christoph Blocher verdrängte.

Die Bündner SVPwar damals re-
gelrecht implodiert, alle Manda-
te praktisch über Nachtweg.Von
über 30 Sitzen im 120-köpfigen
Grossen Rat blieb keine Hand-
voll übrig. Auch die Regierungs-
rätin, beide Nationalräte und der
Ständerat wechselten geschlos-
sen zur BDP.

Heute hat die SVP Graubün-
den zu alter Stärke zurückgefun-
den. IhrWähleranteil bewegt sich
wieder bei rund 31 Prozent –wie

vor 2008. «Ein Drittel der Bevöl-
kerung hat aber im Moment kei-
ne Stimme in derRegierung», be-
gründet Favre Accola ihren An-
spruch auf den verlorenen Sitz.

In Interviews gibtValérie Favre
Accola nicht allzu viel Persönli-
ches preis. Ihr Zuhause sei das
«Nest der Familie», das die Mut-
ter von drei mittlerweile erwach-
senen Kindern schützenmöchte.
Nur auf Instagram gibt es ab und
zu private Einblicke: wenn etwa
Ehemann «Pauli» für sie Tatsch
kocht und verspricht, wenn sie
gewählt werde, werde er jeden
Tag kochen. «Und wenn nicht?»,
fragt sie im Video. «Dann wahr-
scheinlich auch», sagt er.

Die SVP-Politikerin beschreibt
sich als gute Zuhörerin, die anpa-
cken könne, belastbar sei, gestal-

ten möchte und Lösungen finde.
Ihre Schwäche: die Ungeduld.
Und allergisch ist sie auf unfai-
res Verhalten.

Zu ihrenWahlversprechen ge-
hört, dass siemehrWohnraum für
Einheimische ermöglichen,mehr
Handlungsspielraum für KMU
schaffen undwenigerWölfe will.

Leidenschaftliches Ja
zur SVP-Initiative
Manchmal weicht sie vom klas-
sischen SVP-Profil ab: Kinder-
schutz ist ihr beispielsweise ex-
trem wichtig. Und sie sei kein
«Hausfrauchen», sagt sie imTalk
mit RTR und Somedia. Sie habe
im Hintergrund immer für die
Partei gearbeitet, auch während
sie die Kinder grossgezogen habe.
Frauenquoten lehnt Favre Acco-
la zwar ab, doch sie betont öf-
fentlich, dass Frauen die besse-
ren Führungskräfte seien, weil
sie dossierfester und selbstkriti-
scher agierten. Sie habe auch in
derDavoserGemeindeverwaltung
Frauen engagiert, «nicht weil sie
Frauen waren, sondern weil sie
kompetent waren», sagt sie.

Favre Accolas grösster poli-
tischer Stolperstein könnte ihr
Spagat zwischen Wirtschafts-
freundlichkeit und Parteidoktrin
werden. Sie nennt sich wertkon-
servativ und wirtschaftsliberal.
Sie betont, dass der Fachkräfte
mangel das grösste Problem
Graubündens sei – und sie hat
ein leidenschaftliches Ja zur
10-Millionen-Schweiz-Initiative
eingelegt.

Das stösst auf Kritik: Die
Bündner Regierung warnte ge-
schlossen vor der Initiative, da
sie für Graubünden – für Touris-
mus, Bau und Pflege – verhee-
rend sei. Auch der Bündner Ge-
werbeverband äusserte sich ab-
lehnend zur Vorlage, weil eine
Verschärfung des Arbeitskräfte-
mangels befürchtet wird.

Favre Accolas Verteidigung:
«Wir sagen ja nicht Nein zur

Zuwanderung von Fachkräften,
sondern Nein zur ungesteuer-
ten Zuwanderung in die Sozial-
werke.»

Auchwird Favre Accola in den
Medien nachgesagt, sie habe ein
ungeschriebenes BündnerGesetz
gebrochen. Es besagt: Wer das
Amt derStandespräsidentin inne-
hat, darf die Popularität nicht für
harten Wahlkampf nutzen. «Das
haben schon viele Politiker vor
mir gemacht», entgegnet sie. Sie
könneWahlkampf und Präsidium
trennen und verzichte sogar frei-
willig auf die Präsidiumsentschä-
digung und Spesen in dieser Zeit.

Die Chancen für Valérie Favre
Accola stehen gut. Das ergab eine
Umfrage von Sotomo im Auftrag
vonRTRundSomedia. ImRennen
um den verbleibenden fünften
Sitz (nach den Bisherigen) liegt
die SVP-Frau mit 39 Prozent der
Stimmen vorn.

Nora Saratz Cazin wäre
die erste Grünliberale
Ihr dicht auf den Fersen folgt
aber mit 36 Prozent die Engadi-
nerin Nora Saratz Cazin von den
Grünliberalen – im Unterland
als «Schreck der Ferienhausbe-
sitzer» bekannt. Würde die Ge-
meindepräsidentin von Pontresi-
na dieWahl für sich entscheiden,
wäre das ebenfalls historisch: Sie
wäre die allererste Grünliberale
in der Bündner Regierung.

Saratz Cazins Parteibasis ist
zwar viel kleiner als jene von
FavreAccola.Dafür könnte sie im
Engadinpunkten.AuchdieMitte-
PolitikerinAita Zanetti, Gemein-
depräsidentin von Scuol, hat
Chancen. Sie kommt laut Befra-
gung auf 33 Prozent der Stim-
men.Die statistische Fehlermar-
ge beträgt laut Sotomo plus/mi-
nus 2,5 Prozentpunkte.

AmWahltag wird sich zeigen,
ob «Pauli» in Zukunft tatsächlich
jedenTag den Kochlöffel schwin-
gen muss und ob er zum «Mann
von Valérie» wird.

Die Fraumit dem Sinn für Sieg
Graubünden Einst nannte man sie «die Frau von Paul Accola». Jetzt soll Valérie Favre Accola
in die Regierung einziehen, um den 2008 verlorenenWidmer-Schlumpf-Sitz zurückzuholen.

«Valérie» soll
die SVP von ihrem
Trauma befreien.
Sie soll das
schaffen, woran
drei Männer
vor ihr viermal
gescheitert sind.

Grobes Foul! Institutionelle Krise!
Der Räte nicht würdig! Schlecht
für dasAnsehen des Parlaments!
Missachtung der Leitung desNa-
tionalrats!

All dieseWarnungen sprachen
die Ständerätinnen und Stände-
räte gestern aus. Die einenwarn-
ten davor, über eineVerfassungs-
änderung zu den Bilateralen III –
und damit über ein Stände-
mehr – zu entscheiden,während
die anderen genau vor dem Ge-
genteilwarnten: nicht darüber zu
entscheiden und das Geschäft an
die Kommission zurückzuweisen.
Da kommt ausserhalb des Bun-
deshauses (undwohl auch inner-
halb) kaummehr jemandmit.Das
Parlament veranstaltet ein Chaos.

Clinchmit Initiative
zurMasseneinwanderung
Der Streit dreht sich um die Fra-
ge, wer wann über ein Stände-
mehr zu den neuen EU-Verträgen
entscheiden soll. Inhaltlich geht
es um die Forderung, wonach es
für die Bilateralen III eine Ver-
fassungsänderung braucht. Dies,
weil die Verträge dazu führten,
dass die Schweiz ihre Zuwande-
rung nicht mehr selbstständig
steuern könne. Dies würde dem
Anliegen der Masseneinwande-
rungsinitiative widersprechen –
die 2014 angenommen wurde.
Deshalb müssten auch die Bila-
teralen in die Verfassung, damit
sie auf einer Stufe mit dem Zu-
wanderungsartikel seien.

Zuerst gab es ein Gerangel da-
rum,ob sichAussenpolitiker oder
Staatspolitikerinnenmit der Fra-
ge beschäftigen dürfen. «Wohl
erstmals in der Parlamentsge-
schichte» hätten sich zwei Kom-
missionen mit demselben Vor-
stoss beschäftigt, so FDP-Stän-
derat Andrea Caroni. Sie stritten
sich um die Zuständigkeit, weil
dieAussenpolitiker den Bilatera-
len III positiver gegenüberstehen.

Was nach Klein-Klein klingt,
ist in der Praxis wichtig, weil
es dereinst darüber entscheiden
könnte, ob die Bilateralen III an-
genommen werden oder nicht.
Braucht es nämlich bei der Ab-
stimmung über die Verträge ein
Ständemehr, haben die kleinen,
konservativen Kantone viel Ein-
fluss.Und die sind kritischer,was
die Beziehung der Schweiz zur
EU angeht.

«10-Millionen-Schweiz»
beeinflusst die Bilateralen
Der Ständerat entschied zuerst,
das Thema kurzfristig auf die
Agenda zu bugsieren – noch vor
der Volksabstimmung über die
10-Millionen-Schweiz, bei der es
ebenfalls um die Zuwanderung
und die Beziehung der Schweiz
zur EU geht. Jetzt macht er ei-
nen Rückzieher und schickt die
Vorlage zurück in die Staatspo-
litische Kommission.

Die zwei Lager sind relativ
klar umrissen: Die Gegner des
Vertragswerks wollen ein Stän-
demehr, die Befürworter keins.
Eine Ausnahme ist FDP-Stände-
rat Andrea Caroni. Er sagt zwar,
er sei ein «sanfter» Befürwor-
ter der Verträge, die sein eigener
Bundesrat Ignazio Cassis ausge-
arbeitet hat. Dennoch findet er,
es brauche bei der Abstimmung
auch ein Ja der Kantone.

Es gibt zwei Hauptargumen-
te,weshalb die Bilateralen III die
Schweiz daran hindern sollen,
die Zuwanderung selbstständig

zu steuern: die Erleichterung des
Familiennachzugs und die dyna-
mische Rechtsübernahme.

Beim Familiennachzug sehen
die neuen Verträge eine Locke-
rung der Regeln vor, sodass es
auch homosexuellen Paaren aus
EU-Staaten und ihren Kindern
und anderen nahen Verwandten
formell erlaubt ist, in die Schweiz
zu kommen. In der Praxis dürfen
eingetragene Partner schon heu-
te nachkommen.

Nun soll das formalisiertwer-
den. Bisher waren es zwischen
100und 160Personenpro Jahr,die
so in die Schweiz einwanderten.
Aufgrund einer Hochrechnung
geht der Bund davon aus, dass
bei 160 Partnern künftig etwa

12 Kinder ein Aufenthaltsrecht
erhielten. Diese Zahlen waren
bisher nicht öffentlich bekannt,
das Justizdepartement präsen-
tierte sie in der Kommission.

Nach einstündiger Debatte:
Zurück auf Feld eins!
Die Gegner eines neuen Verfas
sungsartikels argumentieren,
dass eine so kleine Zahl an zu-
sätzlichen Einwanderern die
Schweiz nicht daran hindere,
die Zuwanderung aktiv zu steu-
ern. Zudem löse man mit einem
solchen Entscheid eine Ketten-
reaktion aus: Demnach müss-
te die Bevölkerung künftig auch
über Freihandelsabkommen ab-
stimmen, die es Fachkräften er-
laubten, in der Schweiz zu arbei-
ten, ohne dass ein klares Kontin-
gent festgelegt wäre.

BeimzweitenPunktgehtesda-
rum, dass die EU künftig die Per-
sonenfreizügigkeit ausdehnen
könnte – und die Schweiz sich
mit den Bilateralen III grund-
sätzlich dazu verpflichten wür-
de, solche Änderungen zu über-
nehmen. Dadurch könnte es für
EU-Bürger leichter werden, in
der Schweiz zu arbeiten und zu
leben. Die Gegner einer Verfas-
sungsänderung halten dagegen,
dass gegen solche Änderungen
künftig ein Referendum ergrif-
fenwerden könnte. Dass also das
Stimmvolk entscheiden könnte,
ob es einenWiderspruch zurVer-
fassung in Kauf nehmen will.

Diese inhaltliche Diskussi-
on führte der Ständerat nun
aber doch nicht. Auch disku-
tierte er kaumüber die taktische
Komponente – dass ein Stände-
mehr die Hürde für die Bilate-
ralen III erhöhen würde. Statt-
dessen stritten sich die Stände-
rätinnen und Ständeräte über
eine Stunde lang über Zustän-
digkeiten.Und schickten dieVor-
lage dann zurück an die Staats-
politische Kommission. Damit
lehnt sich der Ständerat gegen
den Entscheid des Nationalrats-
büros auf, das befunden hatte,
die Debatte müsse im Gesamt-
rat stattfinden. Der Zuständig-
keitsstreit eskaliert also weiter.

Larissa Rhyn

Das Parlament veranstaltet
Chaos bei EU-Verträgen
Ständemehr Für die Bilateralen III die
Verfassung ändern? Der Ständerat ist ratlos.

Zuerst gab es ein
Gerangel darüber,
ob sich Aussen-
oder Staatspolitiker
mit der Frage
beschäftigen dürfen.


